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Ausgangslage und Fragestellung

Eine Amtsvormundschaft erkundigt sich auf dem Hintergrund von „aussichtslosen“ Besuchsrechtsbeistandschaften, ob in Fällen, in denen die Eltern masslos zerstritten und zu keiner Kooperation bereit sind, diesen die Obhut entzogen und die Kinder platziert werden könnten. Sie beruft sich auf entsprechende Quellen in Deutschland, wo beim Vorliegen des PAS-Syndroms vermehrt ein Obhutsentzug verfügt werde.Sie erkundigt sich weiter, ob eine ähnliche Praxis in der Schweiz existiere und ob es dazu ev. eine Studie gebe.

Erwägungen

Das Recht auf persönlichen Verkehr ist ein Persönlichkeitsrecht von Eltern und Kindern, die nicht miteinander in Hausgemeinschaft leben. Lehr und Rechtsprechung sind sich einig, dass dieses Recht starken Schutz verdient und weder leichtfertig eingeschränkt noch entzogen werden darf.. ZGB 274 Abs. 2 enthält zwar die Rechtsgrundlage für eine Einschränkung und im Extremfall für den Entzug des Besuchsrechts wenn das Wohl des Kindes durch die Ausübung des persönlichen Verkehrs gefährdet ist. Zur Aufhebung des persönlichen Verkehrs genügt es deshalb nicht, dass dieser das Kindeswohl gefährdet. Zusätzlich erforderlich ist, dass der Gefährdung nicht durch eine besondere Ausgestaltung des persönlichen Verkehrs begegnet werden kann. Eine Zusammenfassung der neueren Rechtsprechung mit Hinweisen auf zahlreiche BGE findet sich in Christoph Häfeli, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, 4. Auflage Zürich 2005, S. 86 ff.).
Es ist aus der Rechtsprechung kein einziger Fall bekannt, in dem wegen Besuchsrechts-streitigkeiten die Obhut entzogen wurde. Die Rechtsbehelfe dafür sind in ZGB 273 Abs. 2, 274 Abs. 2  und mit der Besuchsrechtsbeistandschaft nach ZGB 308 Abs. 2 abschliessend geregelt. In speziellen Fällen ist noch der strafrechtliche Schutz zu erwägen, namentlich StGB 292 Ungehorsam gegen amtlich Verfügung. Doch auch dieses Mittel ist genauso wie der direkte Zwang zur Durchsetzung kaum je geeignet (vgl. Häfeli, Wegleitung S. 97).
Das Konzept des PAS –Syndroms ist in der Fachliteratur umstritten; es hat in der schweizerischen Rechtsprechung noch keinen Niederschlag gefunden.

Schlussfolgerung
Der Obhutsentzug erscheint deshalb weder aus rechtlicher noch aus sozialarbeiterischer Sicht eine Lösung für hartnäckige Besuchsrechtsprobleme.
Niederrohrdorf, 10. Juni 2005 
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